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1.	 Frau Behr, inwieweit war die Energiepreiskrise auch im 

Jahr 2024 noch spürbar? Die Energiepreiskrise hat die 

Heizenergiepreise sehr stark steigen lassen – seit dem 

Vorkrisenjahr 2021 um bisher 77 Prozent. Die Wärmepreis­

bremsen, die bis Ende 2023 noch galten, sind ausgelaufen. 

Daraufhin sind im Jahr 2024 die Preise um durchschnittlich 

sechs Prozent gestiegen – also sehr wenig im Vergleich zu 

den beiden Vorjahren. Gleichzeitig blieben die Einsparungen 

beim Verbrauch, die in den Jahren 2022 und 2023 erzielt 

wurden, erhalten. Der Heizenergiebedarf war 2024 ungefähr 

genauso hoch wie 2023. 

2.	 Wie hoch ist der Preisanstieg, wenn man nach den 

verschiedenen Heizenergieträgern unterscheidet? Im 

Jahr 2024 haben sich die Preise der Heizenergieträger 

sehr unterschiedlich entwickelt. Die Preise für Heizöl sind 

um zehn Prozent gefallen, die Preise für Gas stiegen um 

fünf Prozent und die Preise für Fernwärme um 27 Prozent. 

2023 hatten wir das umgekehrte Bild: Damals stiegen die 

Preise für Gas und für Heizöl sehr stark um fast 30 Prozent, 

während der Preis für Fernwärme konstant blieb. Die Preise 

für Fernwärme haben 2024 also nachgezogen. Der Grund 

für diese Verzögerung ist auch, wie die Preise für Fern­

wärme zustande kommen: Sie orientieren sich nachträglich 

über einen Index an der Entwicklung des Wärmemarkts. 

Im Vergleich zum Vorkrisenjahr 2021 ist festzustellen, dass 

sich Fernwärme weniger stark verteuert hat als die anderen 

Energieträger: Während die Preise für Gas- und Heizöl um 

82 beziehungsweise 74 Prozent stiegen, waren es bei der 

Fernwärme nur 67 Prozent. 

3.	 Wo gab es die höchsten und wo die niedrigsten Preisstei-

gerungen? Die Preise sind in Regionen mit einem relativ 

hohen Fernwärmeanteil eher gestiegen und in Regionen 

mit einem hohen Heizölanteil eher gefallen oder konstant 

geblieben. Auf Länderebene sehen wir, dass die Preise 2024 

in Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und Brandenburg 

am stärksten gestiegen sind und zwar durchschnittlich um 

ungefähr 20 Prozent. Im Saarland und in Rheinland-Pfalz 

fielen sie leicht, in Bayern gingen sie mit 1,7 Prozent am 

deutlichsten zurück. 

4.	 Inwieweit haben Sie beim Heizenergiebedarf regionale 

Unterschiede festgestellt? Insgesamt ist der Heizenergie­

bedarf mit ungefähr 120 Kilowattstunden pro Quadratmeter 

ziemlich konstant geblieben. Auch regional hat sich wenig 

verändert. Weiterhin ist der Heizenergiebedarf im Osten 

und Süden Deutschlands sehr viel geringerer als in Nord­

deutschland. Das unterschiedliche Wetter ist dabei schon 

berücksichtigt. Zum Beispiel liegt der Bedarf der ostdeut­

schen Länder ungefähr zehn Kilowattstunden pro Quadrat­

meter unter dem der westdeutschen Länder. 

5.	 Gibt es dafür eine Erklärung? Ja, wir sehen zwei Gründe 

dafür. Zum einen wurde in den 1990er Jahren in den ost­

deutschen Ländern viel saniert, sodass die Wohngebäude in 

einem besseren Zustand sind. Gleichzeitig ist der Bedarf bei 

Fernwärme, mit der in den ostdeutschen Ländern häufiger 

als im Westen geheizt wird, geringer als bei Gas oder Heizöl, 

da ja die Wärme direkt geliefert wird und keine Umwand­

lungsverluste im Haus entstehen. 

6.	 Wie sieht es bei den Emissionseinsparungen im Ge-

bäudesektor aus? Es gab Fortschritte, wenn auch kleine. 

Die Emissionen im Gebäudesektor sind 2024 von 102 auf 

100 Millionen Tonnen CO
2
-Äquivalente gefallen. Das Ziel von 

97 Millionen Tonnen wurde also knapp verfehlt. Ab 2030 

sollen jährlich weniger als 67 Millionen Tonnen Kohlendioxid 

ausgestoßen werden, also ein Drittel weniger als 2024. Um 

dieses geplante Zwischenziel zu erreichen, sind auf jeden 

Fall zusätzliche Politikmaßnahmen notwendig. So könnte 

zum Beispiel das Dämmen von Wohngebäuden oder der 

Austausch von Heizungen hin zu Wärmepumpen und dekar­

bonisierter Fernwärme gefördert werden.
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